Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Mündlicher Bericht 

des Ausschusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(V ermittlungsausschuß) 

zu dem Gesetz über Maßnahmen auf dem Gebiete des 
Mietpreisrechts (Erstes Bundesmietengesetz) 

- Drucksachen 1110, 1421, 1496 - 


Berichterstatter: 

Abgeordneter Seidl (Dorfen) 

Antrag des Ausschusses: 

Das vom Deutschen Bundestag in seiner 86. Sitzung am 14. Juni 
1955 beschlossene Gesetz über Maßnahmen auf dem Gebiete des 
Mietpreisrechts (Erstes Bundesmietengesetz) — Drucksachen 1110, 
1421 — wird nach Maßgabe der in der Anlage zusammengefaßten 
Beschlüsse geändert. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der Ver- 
mittlungsausschuß beschlossen, daß im Deutschen Bundestag über 
die Änderungen gemeinsam abzustimmen ist. 


Bonn, den 7. Juli 1955 


Der Vermittlungsaussdiuß 


Zinn 
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Seidl (Dorfen) 
Berichterstatter 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Bheinaiiee so Telefon 3551 


Drucksache 1579 



Anlage 


Änderungen 

des Gesetzes über Maßnahmen auf dem Gebiete des Mietpreisrechts 
(Erstes Bundesmietengesetz) 


ES 3 

§ 3 wird wie folgt gefaßt: 

4 3 

(1) Wird nach dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes für preisgebundenen Wohnraum, 
der bis zum 31. Dezember 1949 bezugs- 
fertig geworden ist, eine höhere als die 
preisrechtlich zulässige Miete vereinbart 
oder ist eine solche Miete zwischen dem 
1. Januar 1955 und dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes vereinbart worden, so gilt 
die vereinbarte Miete für die Dauer des 
Mietverhältnisses insoweit als preisrecht- 
lich genehmigt, als sie die preisrechtlich 
zulässige Miete um nicht mehr als 33 1 /s 
vom Hundert übersteigt. 

(2) Bei der Ermittlung des in Absatz 1 
enthaltenen Vomhundertsatzes sind Brenn- 
stoffkosten, Anfuhrkosten für die Brenn- 
stoffe und Kosten der Bedienung für Hei- 
zungs- und Warmwasserversorgungsanla- 
gen nicht zu berücksichtigen. 

(3) Der Mieter oder eine öffentliche 
Stelle, die ganz oder teilweise für die Be- 
zahlung der Miete aufkommt, können sich 
durch schriftliche Erklärung gegenüber 
dem Vermieter auf die preisrechtlich zu- 
lässige Miete berufen. Der Mieter kann die 
Erklärung nur innerhalb eines Jahres seit 
der Vereinbarung, oder wenn die Verein- 
barung vor dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes getroffen worden ist, seit dessen In- 
kraftreten abgeben. Die Erklärung hat die 
Wirkung, daß von dem ersten des auf die 
Erklärung folgenden Monats an die Ge- 
nehmigung nach Absatz 1 entfällt und an 
die Stelle der nach Absatz 1 genehmigten 
Miete die preisrechtlich zulässige Miete, 
mindestens aber die Kostenvergleichsmiete 


im Sinne der §§ 8 und 9 tritt; wird die Er- 
klärung erst nach dem fünfzehnten eines 
Monats abgegeben, so gilt dies von dem 
ersten des übernächsten Monats an. 

(4) Eine Mietvereinbarung der in Ab- 
satz 1 bezeichneten Art ist insoweit und 
so lange unwirksam, als die vereinbarte 
Mietfe die nach Absatz 1 genehmigte Miete, 
im Falle einer Erklärung nach Absatz 3 die 
nach Absatz 3 maßgebliche Miete über- 
steigt. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 sind auf Miet- 
vereinbarungen, die zwischen dem 1. Ja- 
nuar 1955 und dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes getroffen worden sind, nicht an- 
zuwenden, wenn die vereinbarte Miete bis 
zum Inkrafttreten dieses Gesetzes durch 
die Preisbehörde herabgesetzt worden ist 
oder wenn der Mieter bis zu diesem Zeit- 
punkt einen Antrag auf Herabsetzung ge- 
stellt hat. Ist oder wird die vereinbarte 
Miete herabgesetzt, so gilt mit Wirkung 
von dem nächsten auf die Antragstellung 
folgenden Mietzahlungstermin an die 
herabgesetzte Miete als vereinbart. 

(6) Auf das dem Mieter nach Absatz 3 
zustehende Recht kann nicht verzichtet 
werden. Eine Vereinbarung, nach der dem 
Mieter bei Ausübung dieses Rechts beson- 
dere Nachteile erwachsen sollen, ist un- 
wirksam.“. 

2 . § 8 

§ 8 wird wie folgt gefaßt: 

4 8 

(1) Ist von den auf Grund dieses Ge- 
setzes und der sonstigen Preisvorschriften 
allgemein zugelassenen Mieterhöhungen 
für preisgebundenen Wohnraum, der bis 
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zum 20. Juni 1948 bezugsfertig geworden 
ist, Gebrauch gemacht worden, ohne daß 
sich für den Wohnraum in einem Gebäude 
oder in einer Wirtschaftseinheit ein Miet- 
ertrag ergeben hat, der zur Deckung der 
im Zeitpunkt der Antragstellung anzu- 
setzenden Beträge für Betriebs-, Instand- 
haltungs- und Verwaltungskosten und das 
Mietausfallwagnis sowie der im Vergleichs- 
zeitpunkt in der Miete enthaltenen Be- 
träge für Kapitalkosten und Abschreibung 
erforderlich ist (Kostenvergleichsmiete), so 
ist eine anteilige Erhöhung der Mieten bis 
zu diesem Betrage zulässig, soweit ihr die 
Mieter auf Grund einer Berechnung nach 
§ 9 zustimmen oder wenn die Preis- 
behörde die Kostenvergleichsmiete geneh- 
migt. Übersteigt die Kostenvergleichsmiete 
die sonst nach diesem Gesetz zulässige 
Miete um nicht mehr als 5 vom Hundert, 
so ist die Genehmigung durch die Preis- 
behörde unzulässig. 

(2) Vergleichszeitpunkt ist für den bis 
zum 17. Oktober 1936 bezugsfertig ge- 
wordenen Wohnraum der 17. Oktober 
1936, für den später bezugsfertig gewor- 
denen Wohnraum der Zeitpunkt der Be- 
zugsfertigkeit. 

(3) Ist im Falle der Zustimmung des 
Mieters nach Absatz 1 Satz 1 oder im Falle 
einer Erklärung des Mieters nach § 3 
Abs. 3 die Höhe der Kostenvergleichsmiete 
streitig, so stellt die Preisbehörde die 
Kostenvergleichsmiete fest.“. 

3.§ 14 

§ 14 wird wie folgt gefaßt: 

4 14 

Die Miete darf um die Mietzuschläge 
nach den §§ 5 und 6 nicht erhöht werden, 
wenn 

1. sie nach § 3 Abs. 1 genehmigt ist, 

2. die Kostenvergleichsmiete nach § 3 

Abs. 3 maßgeblich ist, 

3. die Kostenvergleichsmiete nach § 8 ver- 
einbart oder genehmigt ist.“ 


4. § 15 

In § 15 Abs. 1 werden nach dem Wort 
„werden“ eingefügt die Worte „für einen 
Zeitraum von drei Jahren von dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes an“. 

5 - § 17 

a) In § 17 Abs. 1 werden die Worte „§ 7 
Abs. 2 des Ersten Uberleitungsgesetzes 
in der Fassung vom 21. August 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 779)“ ersetzt 
durch die Worte „§ 7 Abs. 2 des Ersten 
Überleitungsgesetzes in der Fassung 
vom 28. April 1955 (Bundesgesetzbl. I 

S. 193)“. 

b) In § 17 wird folgender neuer Abs. 3 
eingefügt: 

„(3) Weist ein Land nach, daß der 
nach Absatz 2 zustehende Betrag nicht 
ausreicht, um die Hälfte der Aufwen- 
dungen an Mietbeihilfen für die Per- 
sonen, soweit sie zu dem in Absatz 1 
bezeichneten Personenkreis gehören, 
zu decken, deren Familieneinkommen 
zwischen 100 und 110 vom Hundert 
der in § 16 Abs. 2 bezeichneten Für- 
sorgerichtsätze liegt, so ist diesem Land 
der Fehlbetrag vom Bund zusätzlich 
zu dem in Absatz 2 bezeichneten Be- 
trag zu gewähren.“. 

c) Der bisherige § 17 Abs. 3 wird § 17 
Abs. 4. 

6. § 35 

In § 35 wird in § 31 b Abs. 2 Buchstabe b 
des Mieterschutzgesetzes das Datum 
„1. Juli 1955“ ersetzt durch das Datum 
„1. August 1955“. 

7. § 45 

In § 45 Abs. 2 Satz 1 wird das Datum 
„31. März 1956“ ersetzt durch das Datum 
„31. Dezember 1956“. 

8. § 46 

In § 46 wird das Datum „1. Juli 1955“ er- 
setzt durch das Datum “1. August 1955“. 
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